Agrargifte

Positon der Parteien zur BUND-Veranstaltung

Als einzige Partei war die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen durch Frau Ursula Hammann (MdL) vertreten.

Position:
von der. Sie verwies auf die Koalitionsvereinbarung ihrer Partei mit der CDU, in der eine ökologische und nachhaltige Landwirtschaft angestrebt wird.  Viele Bundesländer fördern den Erosionsschutz in Hanglagen, indem sie pfluglose Bodenbearbeitung und Glyphosateinsatz finanziell unterstützen. „Hessen hat dieses Förderprogramm vor kurzem eingestellt“, verkündete Hammann. Sie betonte, dass die Politik aufgefordert sei, Aufklärungsarbeit für die Landwirte zu leisten und Aspekte des Ökolandbaus in die Ausbildung einzubinden. Die Politikerin lenkte den Blick außerdem auf die Kommunen, denn auch bei der Pflege öffentlicher Flächen wie Spiel- und Sportplätze werde viel Glyphosat versprüht. 
Für die Partei "Die Linke" hat Dr. Bruno Schwarz folgene Mail geschickt, da er krankheitshalber verhindert war:
Als kurzes Statement möchte ich Ihnen mitgeben:

Dass die Position von mir und der LINKEN den Einsatz von Glyphosat zu verbieten ist, auf Grund der Umweltschäden und der Gefährdung der Gesundheit der Menschen, die es Verarbeiten und der Ausbringung ausgesetzt sind, was sogar zu Missbildungen führt.

Von der CDU hat uns Herr Peter Stephan (MdL) folgende Mail geschickt:

Unsere Position ist im Koalitionspapier von CDU und Bündnis90/Grüne Hessen wie folgt beschrieben:
Schutz von Böden und Gewässern in der Landwirtschaft 
Der Boden und die Gewässer stellen nicht nur für die hessische Landwirtschaft die wertvollste Grundlage dar, sie sind unser aller Lebensraum. Rund 43 Prozent der Fläche in Hessen werden landwirtschaftlich genutzt. Es gilt, die Nutzung dieser Flächen gemeinsam mit den Landwirtinnen und Landwirten nachhaltig und vielfältig weiterzuentwickeln.

Auf Grundlage des Beschlusses der Nachhaltigkeitskonferenz wird das Ziel der Reduzierung des Verbrauchs landwirtschaftlicher Flächen weiter verfolgt. Zum Schutz landwirtschaftlicher Flächen werden wir die Agrarfachplanungen bei den Regierungspräsidien bei flächenbedeutsamen Vorhaben als Fachplanung für diese berücksichtigen und bei Bedarf fortschreiben. Bei der Neuverpachtung landwirtschaftlicher Flächen im Eigentum des Landes werden wir die Vergaberichtlinien der mit der

Verpachtung beauftragten Hessischen Landesgesellschaft weiterentwickeln, um eine nachhaltige Flächenbewirtschaftung und eine tiergerechte Haltung sicherzustellen und den Belangen der

Biodiversität gerecht zu werden. Unser Ziel ist es, zum Schutz der Böden, des Wassers und der Artenvielfalt den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln und Düngemitteln in der Landwirtschaft zu reduzieren. Im Rahmen von Agrarumweltmaßnahmen wird der Einsatz von Totalherbiziden nicht gefördert. Sobald wissenschaftlich anerkannte Ergebnisse über negative Folgen der

Verwendung vorliegen, bewerten wir den Einsatz von Totalherbiziden rechtlich neu.

SPD: bisher keine Stellungnahme???
